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Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Gesdiäitsordnung (Fragestunde) zur 
198. Sitzung des Deutschen Bundestages am 23. Juli 1965 
sowie die dazu erteilten schriftlichen Antworten 

I. Gesdiäftsbereidi des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 

Abgeordneter Warum ist entgegen der bisherigen Gepflogen- 
Erler heit des Presse- und Informationsamtes 

der Bundesregierung, Begrüßungsansprachen 
wörtlich zu veröffentlichen, die Begrüßungs- 
ansprache des italienischen Staatspräsidenten 
bei der Wiedergabe durch das Presse- und In- 
formationsamt am 7. Juli, ferner abgedruckt 
im „Bulletin" vom 9. Juli 1965, zensiert und 
der auf die demokratische Opposition sich be- 
ziehende Teil der Wünsche unterdrückt wor- 
den? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs von Hase 
vom 19. Juli 1965 

Das Presse- und Informationsamt der Bundesregierung hat die 
Begrüßungsansprache des italienischen Staatspräsidenten am 
7. Juli 1965 entsprechend dem amtlichen von der italienischen 
Botschaft in italienischer und deutscher Sprache zur Verfügung 
gestellten Text, wie es international üblich ist, ohne jeden Zusatz, 
Weglassung oder Änderung, veröffentlicht und im Bulletin des 
Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung vom 9. Juli 
1965 abgedruckt. Es hat also weder die Rede zensiert noch Teile 
davon unterdrückt. 


II. Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 

II. 1. Abgeordneter Wie konnte eine Geheimunterlage des Aus- 
Dr. Krümmer wärtigen Amts zur Berlin- und Deutschland- 
poltik in der Wochenzeitung „Rheinischer 
Merkur" publiziert werden? 

Schriftlidie Antwort des Staatssekretärs Dr. Carstens 
vom 21. Juli 1965 

Die Wochenzeitung „Rheinischer Merkur" hat keine Geheim- 
unterlage des Auswärtigen Amts zur Berlin- und Deutschland- 
politik publiziert. Hingegen ist in der Ausgabe der Zeitung vom 
9. Juli 1965 zu diesem Thema ein von Herrn Theo M. Loch ver- 
faßter Artikel erschienen, der Angaben über geheimhaltungsbe- 
dürftige Vorgänge enthält. Der Bundesregierung ist nicht bekannt, 
auf welche Weise sich der Verfasser Kenntnis von diesen Vor- 
gängen verschafft hat. 
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II. 2. Abgeordneter Welche Maßnahmen will die Bundesregierung 
Dr. Krümmer angesichts des zweiten Falles der Preisgabe 
einer Geheimunterlage aus dem Bereich des 
Auswärtigen Amts unternehmen, um künftige 
Vorfälle dieser Art, die geeignet sind, das 
Ansehen der Bundesregierung herabzusetzen, 
zu vermeiden? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Carstens 
vom 21. Juli 1965 

Die Bundesregierung hat seit langem alle Vorkehrungen ge- 
troffen, um eine Preisgabe geheimzuhaltender Angelegenheiten 
zu verhüten. Sie wird, wie bisher, auch in Zukunft für die strikte 
Beachtung der einen vorbeugenden Geheimschutz bezweckenden 
Vorschriften sorgen und gegen gleichwohl etwa vorkommende 
Verstöße mit den zu Gebote stehenden Möglichkeiten einschrei- 
ten. 


III. Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

III. 1. Abgeordnete Hat der Bundespostminister die Absicht, bei 

Frau Kalinke der erstaunlichen Zunahme der Fernsehteil- 

nehmer endlich die doppelten Gebühren für 
ein zweites Fernsehgerät abzuschaffen, damit 
auch in der Bundesrepublik in Familien und 
Gaststätten, in Dienststellen und Hotels die 
Aufstellung eines zweiten Fernsehgerätes oh- 
ne zusätzliche Gebühren möglich ist? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Höcherl 
vom 21. Juli 1965 

Die Bundesregierung verhandelt z. Z. mit den Landesregie- 
rungen über die Regelung des Rundfunkgebührenwesens. Die 
dabei von der Bundesregierung vorgelegten Entwürfe sehen vor, 
daß — wie beim Tonrundfunk — auch ein Fernsehteilnehmer 
die Gebühr nur einmal zu entrichten hat, unabhängig davon, 
wie viele Fernsehrundfunkempfangsanlagen er errichtet und be- 
treibt. Die Bundesregierung hält damit an der von ihr seit langem 
vertretenen Auffassung fest. Soweit sich bisher übersehen läßt, 
werden die Länder einer solchen Regelung zustimmen. 

Ziel der Verhandlungen ist es, das Rundfunkgebührenwesen 
zwischen Bund und Ländern unter Aufrechterhaltung des Rechts- 
standpunktes einvernehmlich zu regeln. Während der laufenden 
Verhandlungen kann der Bund nicht einen Teilbereich einseitig 
von sich aus regeln, ohne sich zum Geist der Verhandlungen in 
Widerspruch zu setzen. 

Ich hoffe, daß die Bund/Länder- Verhandlungen bald für alle 
Beteiligten zufriedenstellend abgeschlossen werden können. 


III. 2. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung meine Meinung, 
Faller daß es an der Zeit wäre, auch für Fernsehge- 

räte die Konzessionsgebühr nur noch einmal 
zu erheben, nachdem schon vor Jahren die 
Mehrfach-Konzessionsgebühr für Rundfunk- 
Empfänger (z. B. für Auto-Empfänger) aufge- 
hoben worden ist? 
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Schriftliche Antwort des Bundesministers Höcherl 
vom 21. Juli 1965 

Die Bundesregierung verhandelt z. Z. mit den Landesregie- 
rungen über die Regelung des Rundfunkgebührenwesens. Die 
dabei von der Bundesregierung vorgelegten Entwürfe sehen vor, 
daß — wie beim Tonrundfunk — auch ein Fernsehteilnehmer die 
Gebühr nur einmal zu entrichten hat, unabhängig davon, wie viele 
Fernsehrundfunkempfangsanlagen er errichtet und betreibt. Die 
Bundesregierung hält damit an der von ihr seit langem vertrete- 
nen Auffassung fest. Soweit sich bisher übersehen läßt, werden 
die Länder einer solchen Regelung zustimmen. 

Ziel der Verhandlungen ist es, das Rundfunkgebührenwesen 
zwischen Bund und Ländern unter Aufrechterhaltung des Rechts- 
standpunktes einvernehmlich zu regeln. Während der laufenden 
Verhandlungen kann der Bund nicht einen Teilbereich einseitig 
von sich aus regeln, ohne sich zum Geist der Verhandlungen in 
Widerspruch zu setzen. 

Ich hoffe, daß die Bund/Länder-Verhandlungen bald für alle 
Beteiligten zufriedenstellend abgeschlossen werden können. 


III. 3. Abgeordneter Aus welchen Gründen verzögert sich der Er- 
Schmitt- laß der wesentlichen Rechts Verordnungen und 

Vockenhausen Verwaltungs Vorschriften zum Bundesreise- 

kostengesetz vom 27. März 1965 über den In- 
krafttretungstermin vom 1. vJuli 1965 hinaus? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Hödierl 
vom 20. Juli 1965 

Da in den Rechtsverordnungen zum Bundesreisekostengesetz 
vielfältige Tatbestände zu regeln sind, erfordert ihre Vorberei- 
tung umfangreiche Beratungen mit den Bundesressorts und den 
Ländern. Die wichtigsten Verordnungen (zu § 6 Abs. 2, § 16 Abs. 6 
und § 22 BRKG) sollen nach Erörterung mit den Beamtenver- 
bänden nach Möglichkeit noch im Laufe dieses Monats verkündet 
und mit Wirkung vom 1. Juli 1965 in Kraft gesetzt werden. 

Verwaltungsvorschriften sollen erlassen werden, sobald und 
soweit die ersten Erfahrungen mit dem Gesetz es erfordern. 
Eine Vorwegregelung der — in der Vergangenheit nicht immer 
befriedigenden — Erstattung von Eisenbahnzuschlägen enthält 
mein Rundschreiben vom 24. Juni 1964 (GMBl. S. 183). 


III. 4. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 

Biediele Schweizer Rechtsanwalt Dr. Otto Kopp (Lu- 

zern) in der Vortragsreihe „Versöhnung und 
Verantwortung" am 16. Mai 1965 in Luzern 
über das Thema „Illusion und Wirklichkeit — 
Möglichkeiten und Haltungen im totalen 
Staat" gesprochen hat, indem er unter Verwer- 
tung bisher unbekannter Quellen neue und 
wichtige Aussagen über das Verhältnis der 
deutschen Industrie (etwa der Firmen Bosdi 
und Krupp) zu Hitler und der NSDAP ge- 
macht hat (vgl. „Stuttgarter Zeitung" vom 
21. Mai 1965)? 
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III. 5. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Biechele daß das in Frage III/4 genannte für die Ge- 

schichte und Vorgeschichte des Nationalso- 
zialismus wichtige Quellenmaterial gesichert, 
gesammelt, der wissenschaftlichen Forschung 
und Auswertung und damit der Öffentlichkeit 
zugänglich gemacht werden kann? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Höcherl 
vom 20. Juli 1965 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß der Schweizer Rechtsan- 
walt Dr. Otto Kopp in einer Vortragsreihe der Schweizer Gesell- 
schaft für christliche Kultur im Mai d. J. in Luzern auf bisher 
unveröffentlichte Dokumente über die Rolle der deutschen Indu- 
strie innerhalb der Widerstandsbewegung gegen das NS-Regime 
hingewiesen hat. 

Es trifft zu, daß dem Institut für Zeitgeschichte in München bis- 
her nur Teile dieses Quellenmaterials zur Verfügung standen. Da 
das Institut an der wissenschaftlichen Auswertung und Publizie- 
rung des gesamten Materials seiner Aufgabe nach stark inter- 
essiert ist, wird es sich darum bemühen, daß ihm möglichst um- 
gehend alle einschlägigen Dokumente zur Verfügung gestellt 
werden. 

Ihrer Anregung entsprechend wird darüber hinaus die Bundes- 
zentrale für politische Bildung nach Sichtung und wissenschaft- 
licher Auswertung der Dokumente die Möglichkeiten einer zu- 
sätzlichen Publikation in der „Schriftenreihe" bzw. in der Beilage 
zur Wochenzeitung „Das Parlament" prüfen. 


IV. Geschäftsbereidi des Bundesministers der Finanzen 

IV, 1. Abgeordneter Treffen die Pressemeldungen zu, daß im Bun- 
Dr. Kohut desfinanzministerium Erhöhungen der Ein- 

kommens-, Tabak- und Branntweinsteuer er- 
wogen werden? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr. Dahlgrün 
vom 20. Juli 1965 

Nein! Diese Pressemeldungen treffen nicht zu. 


IV. 2. Abgeordneter Glaubt die Bundesregierung, die von den 
Dr. Kohut Bundestagsabgeordneten bewilligten Ausga- 

ben ohne Steuererhöhungen auffangen zu 
können? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr. Dahlgrün 
vom 20. Juli 1965 

Nach gutem demokratischem Stil hat die aus einer Neuwahl 
hervorgehende Bundesregierung allein das Recht, den von ihr 
durchzuführenden Haushalt des nächsten Jahres 1966 zu gestal- 
ten. Die gegenwärtige Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
es bei rigoroser Ausschöpfung aller Spar- und Kürzungsmöglich- 
keiten — selbst bei gesetzlich festgelegten Ausgaben — gelingen 
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muß, den Haushalt des Jahres 1966 auch ohne Steuererhöhungen 
zum Ausgleich zu bringen. Die Erhöhung der Einnahmen gegen- 
über erhöhten Ausgaben würde bestenfalls den Ausgleich des 
Haushalts bringen, dem Gedanken der Stabilität jedoch nicht 
Rechnung tragen. Für das Jahr 196v5 hat die Bundesregierung 
inzwischen alle Maßnahmen beschlossen, die notwendig erschie- 
nen, um den Ausgleich des Haushalts zu sichern. 


V. Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 

V 1. Abgeordneter Treffen Zeitungsmeldungen (FAZ vom 8. Juli 
Dr. Luda 1965) zu, wonach der niedersächsische Finanz- 

minister Kübel (SPD) geäußert hat, wo denn 
das geschrieben stehe, daß ein öffentlicher 
Etat nur im Rahmen des Sozialproduktzu- 
wachses ausgedehnt werden dürfe, er denke 
nicht daran, das zu tun, Orientierungspunkt 
sei für ihn lediglich, ob noch vordringliche 
öffentliche Aufgaben gegeben seien, und wo- 
nach Minister Kübel für eine staatliche Len- 
kung der privaten Investitionen eingetreten 
ist? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Langer 
vom 21. Juli 1965 

Laut Bericht der „Frankfurter Allgemeinen" vom 8. Juli 1965 
soll der niedersächsische Finanzminister Kübel (SPD) in Hanno- 
ver gesagt haben, er denke gar nicht daran, sich in der Etatpolitik 
an die Zuwachsraten des Sozialprodukts zu halten. Orientierungs- 
punkt sei für ihn lediglich, ob noch vordringliche Öffentliche 
Aufgaben gegeben seien, zum Beispiel im Straßen-, Schul-, 
Krankenhaus- oder Wohnungsbau. Wo denn das geschrieben 
stehe, daß ein öffentlicher Etat nur im Rahmen des Sozialprodukts- 
zuwachses ausgedehnt werden dürfe. Der Staat müsse eben mehr 
Kaufkraft aus privater Hand abziehen und in die öffentliche Hand 
überführen, etwa auf dem Wege von Steuererhöhungen. Schuld 
an der schleichenden Geldentwertung hätten die unkontrollierten 
Investitionen der privaten Wirtschaft. In diesem Zusammenhang 
sei Kübel, so berichtet die Zeitung weiter, für stärkere „Lenkung" 
eingetreten. 

Die Bundesregierung sieht es nicht als ihre Aufgabe an, die 
Richtigkeit dieser Meldung nachzuprüfen. Sie hat jedoch keinen 
Anlaß zu Zweifeln, daß dieser Bericht der FAZ die Äußerungen 
des niedersächsischen Finanzministers Kübel zutreffend wieder- 
gibt. Es ist der Bundesregierung jedenfalls nicht bekanntgewor- 
den, daß Herr Minister Kübel diese Zeitungsmeldung dementiert 
hat. 


V. 2. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bei Bejahung der 

Dr. Luda Frage V/l bereit, Minister Kübel darauf 

hinzuweisen, daß die Empfehlung, die nomi- 
nalen inlandswirksamen Kassenausgaben auf 
105% des Vorjahres zu begrenzen, in den Be- 
schlüssen des Ministerrats der EWG vom 
15. April 1964 und vom 2. April 1965, welche 
sich auch an die Länder der Bundesrepublik 
Deutschland richten, geschrieben steht? 
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Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr, Langer 
vom 21. Juli 1965 

Der Ministerrat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft hat, 
gestützt auf Art. 103 des EWG-Vertrages, am 15. April 1964 die 
Empfehlung an die Mitgliedstaaten gerichtet, Maßnahmen zur 
Wiederherstellung des inneren und äußeren Gleichgewichts der 
Wirtschaftsentwicklung der Gemeinschaft zu ergreifen. 

In Punkt 4 der Empfehlung heißt es: „Das Hauptgewicht einer 
schnellen Aktion zur Stabilisierung der Preise und Kosten muß 
auf einer strengeren öffentlichen Ausgabenpolitik liegen. Den 
Mitgliedstaaten wird empfohlen, die Expansion der nominalen 
inlandswirksamen Kassenausgaben in der Weise zu begrenzen, 
daß diese Expansion - — insgesamt gerechnet — im Vergleich der 
Kalenderjahre soweit wie möglich nicht den Satz von 5Vo über- 
schreitet, unabhängig von Änderungen, die sich aus der Methode 
der Finanzierung der öffentlichen Schuld ergeben könnten. Soweit 
verfassungsrechtlich die Möglichkeit gegeben ist, sollten sie ver- 
anlassen, daß die regionalen und örtlichen Gebietskörperschaften 
ebenso wie die staatlichen oder halbstaatlichen Unternehmen in 
gleicher Weise Vorgehen. Soweit diese Möglichkeit nicht gegeben 
ist, wird den Regierungen der Mitgliedstaaten empfohlen, alle 
Bemühungen zu unternehmen, um im Verhandlungswege zu er- 
reichen, daß diese Gebietskörperschaften und Unternehmen in 
gleicher Weise Vorgehen." 

Am 2. April 1965 hat der Ministerrat der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft den Mitgliedstaaten empfohlen, in ihrer 
Konjunkturpolitik auch für den weiteren Verlauf des Jahres 1965 
die Leitlinien zu befolgen, die er am 15. April 1964 aufgestellt 
hat. Für die Bundesrepublik wurde dabei insbesondere festge- 
stellt: „In der Bundesrepublik Deutschland hat sich das Ungleich- 
gewicht zwischen der Expansion der Inlandsnachfrage und der 
des Inlandsangebots tendenziell eher noch verstärkt. Es ist daher 
angebracht, daß sich dieses Land an die Empfehlung vom 
15. April 1964 hält." 

Die Länder sind über die konjunkturpolitischen Empfehlungen 
des EWG-Ministerrats unterrichtet worden. Es darf insoweit auf 
die Absprachen zwischen dem Herrn Bundeskanzler und den 
Herren Ministerpräsidenten der Länder vom 4. Juni 1964, 3. De- 
zember 1964 und auf das Schreiben des Herrn Bundesministers 
der Finanzen an die Konferenz der Länderfinanzminister vom 
14. Juni 1965 verwiesen werden. 


Abgeordneter Ist die Bundesregierung bei Bejahung der 
Dr. Luda Frage V/1 bereit, den Tendenzen, die priva- 

ten Investitionen staatlich zu lenken, entschie- 
den zu widersprechen, damit eine Beunruhi- 
gung der deutschen Wirtschaft und eine nach- 
teilige Auswirkung auf die privaten Investi- 
tionen und den Konjunkturverlauf vermieden 
werden? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Langer 
vom 21. Juli 1965 

Die Bundesregierung erklärt, daß sie nicht die Absicht hat, 
die privaten Investitionen staatlich zu lenken. Eine solche Len- 
kung der privaten Investitionen würde der von ihr vertretenen 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksadle IV/3753 


Wirtschaftspolitik eindeutig widersprechen. Diese ihre Auffas- 
sung ist sehr häufig ausgesprochen worden, so daß Zweifel an 
der Haltung der Bundesregierung nicht denkbar erscheinen. 


VI. Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die den 
Ländern zugesagten Mittelkontingente zur 
Durchführung des Siedlungsprogramms 1965 
(§ 46 Abs. 1 BVFG), soweit zugeteilt, bereits 
im August oder September ausgeschöpft sein 
werden und danach keine weiteren Bewilli- 
gungen, insbesondere für die Nebenerwerbs- 
siedlerstellen, erteilt werden können? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß für drei 
Länder die zweite Rate des zugesagten in 
Frage VI/ 1 näher bezeichneten Kontingents 
trotz Anforderung nicht zugeteilt werden 
kann, so daß von der Geldseite aus mit weite- 
ren Rückschlägen in Erfüllung des 11. Fünf- 
jahresplanes zu rechnen ist? 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesre- 
gierung zu ergreifen, um der in Frage VI/2 
aufgezeigten Liquiditätskrise zu begegnen? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Schwarz 
vom 22. Juli 1965 

Die Bundesregierung prüft zurzeit, wie die Durchführung des 
Siedlungsprogramms im Rahmen der vorhandenen Haushaltsmäs- 
sigen Möglichkeiten sichergestellt werden kann, Ich darf in 
Kürze auf die Angelegenheit wieder zurückkommen. 


VI. 1. Abgeordneter 
Rehs 


VI. 2. Abgeordneter 

Rehs 


VI. 3. Abgeordneter 
Rehs 


VI. 4. Abgeordneter Ist es richtig, daß der Bundesfinanzminister 
Leukert es ablehnt, die Bindungsermächtigung zur 

Verfügung zu stellen, die für die ländliche 
Siedlung (Kap. 10 02 Tit. 571) und die Maß- 
nahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur 
(Kap. 10 02 Tit. 573) im Haushaltsplan 1965 
vorgesehen sind? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Schwarz 
vom 22. Juli 1965 

Die Bundesregierung prüft zurzeit, wie die Durchführung des 
Siedlungsprogramms im Rahmen der vorhandenen haushalts- 
mäßigen Möglichkeiten sichergestellt werden kann. 

Die Bindungsermächtigung für den Titel 573, Maßnahmen zur 
Verbesserung der Agrarstruktur, ist nach Abzug der allgemeinen 
Kürzungen freigegeben worden. 
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Ist es zutreffend, daß die gekürzten Haus- 
haltsansätze in Tit. 573 nicht ausreichen wer- 
den, um den auf Grund der richtlinienmäßig 
ausgesprochenen Bewilligungen entstandenen 
Geldbedarf zu befriedigen, und damit die 
Durchführung der Maßnahmen zur Verbesse- 
rung der Agrarstruktur voraussichtlich bereits 
Ende September d. J. eingestellt werden muß? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Schwarz 
vom 22. Juli 1965 

Falls der Abfluß der Mittel so hoch bleibt wie im 1. Halbjahr 
1965, werden die Mittel des Titel 573 nach den erfolgten Kür- 
zungen voraussichtlich nicht ausreichen, um den Bedarf für die 
Auszahlimgen aufgrund richtlinienmäßig ausgesprochener Bewil- 
ligungen für die Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur 
zu decken, über die Frage, wie diese Schwierigkeiten behoben 
werden können, sind Verhandlungen mit dem Bundesminister 
der Finanzen vorgesehen. 


VI. 5. Abgeordneter 

Leukert 


\T, 6. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach 

Wächter der Zentralen Markt- und Preisberichtstelle 

der deutschen Landwirtschaft (ZMP) im Monat 
Juni 1965 der Auftrieb auf den Schlachtrinder- 
märkten gegenüber dem Vergleichsmonat des 
Vorjahres von rund 84 000 Rindern auf rund 
69 500 Rinder und damit um 18,6Vo zurück- 
gegangen ist, während andererseits die Im- 
porte bei lebenden Rindern in denselben Ver- 
gleichsmonaten sich von rund 16 500 auf rund 
40 000 Rinder und damit um 140®/o erhöhten 
und die Steigerung der Einfuhren bei Rind- 
fleisch, ebenfalls auf die gleichen Monate 
bezogen, mit rund 3 200 t auf rund 7 100 t 
133% ausmachte? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Schwarz 
vom 19. Juli 1965 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß bei rückläufigen Inlands- 
auftrieben im Juni 1965 mehr Schlachtrinder eingeführt wurden 
als im Juni 1964. Nach den amtlichen Einfuhrzahlen des Statisti- 
schen Bundesamtes belief sich die Schlachtrindereinfuhr im Juni 
1964 auf 20 428 Stück, nach vorläufigen Angaben der EVSt auf 
rd. 40 000 Stück im Juni 1965. An Rindfleisch frisch, gekühlt, ge- 
froren wurden It. amtlicher Einfuhr Statistik im Juni 1964 9 042 t 
eingeführt, nach vorläufigen Angaben der EVSt im Juni 1965 
7 100 t. 

Der Verbrauch an Rindfleisch ist gestiegen. Die Durchschnitts- 
preise für Rinder aller Klassen betrugen im Juni 1965 im Bundes- 
durchschnitt 287,90 DM/100 kg Lebendgewicht und lagen damit 
um 33,10 DM über den Preisen des Vergleichsmonats 1964. Im 
Durchschnitt des 1. Halbjahres 1965 betrugen die Preise für Rin- 
der aller Klassen im Bundesdurchschnitt 277,40 DM/100 kg Le- 
bendgewicht und lagen damit um 34,40 DM über den im 1. Halb- 
jahr 1964 günstigen Preisen. Auch in der laufenden Woche ist 
mit steigenden Rinderpreisen zu rechnen. 
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VL 7. Abgeordneter Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 
Wächter rung über eine prozentuale Beschränkung der 

in Frage VI/6 auf den Monat Juni bezogenen 
Einfuhrzahlen für die Monate Juli bis Dezem- 
ber 1965 im Interesse der Vermeidung eines 
Überangebotes während der Weideabtriebs- 
zeit? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Schwarz 
vom 19. Juli 1965 

Auf Grund der EWG-Marktordnung für Rindfleisdi ist die 
Einfuhr von Sdiladitrindern und Rindfleisch frisdi, gekühlt oder 
gefroren seit dem 1. November 1964 liberalisiert. Auf Grund die- 
ser Tatsache läßt sidi eine mengenmäßige Beschränkung der 
Importe in der Weideabtriebszeit 1965 — analog der Regelung 
in den Vorjahren — nicht durchführen. Die Bundesregierung 
wird prüfen, inwieweit Möglichkeiten vorhanden sind, Lieferun- 
gen aus Staatshandelsländern im Rahmen der Verordnung 
3/63/EWG während der Herbstmonate 1965 vom deutschen 
Markt fernzuhalten oder diese Einfuhren einzuschränken. 

Darüber hinaus fallen nach dem 12. bzw. dem 30. September 
1965 die derzeitig gültigen Zollermäßigungen bei der Einfuhr 
von Kühen und Gefrierfleisch aus Drittländern fort, und die 
entsprechenden Einfuhrzölle im innergemeinschaftlichen Handels- 
verkehr treten wieder in Kraft, so daß auch auf Grund dieser 
Maßnahme mit einem Rückgang der Importe zu rechnen sein 
dürfte. 


VI. 8. Abgeordneter Welche weiteren Möglichkeiten hat die Bun- 
Wächter desregierung, noch im Rahmen der jetzt gül- 

tigen EWG-Bestimmungen einem Rückgang 
der Schlachtrinderpreise während der Weide- 
abtriebszeit entgegenzuwirken? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Schwarz 
vom 19. Juli 1965 

In den Weidegebieten der Länder Niedersachsen und Schles- 
wig-Holstein wird eine Aufstallaktion aus Bundesmitteln für noch 
nicht schlachtreife Ochsen und Färsen durchgeführt, um dadurch 
diese Tiere bis zum Frühjahr 1966 vom Markt femzuhalten. 
Vom Lande Niedersachsen ist außerdem eine Landesaufstallak- 
tion vorgesehen, bei der auch Bullen berücksichtigt werden 
können. 

Die Bundesregierung wird ihre Rindfleisähbestände im Rah- 
men der nationalen Vorratshaltung durch Rindfleischkäufe er- 
gänzen, d. h. die EVSt wird während des Weideabtriebes Rind- 
fleisch in den Weidemastgebieten kaufen. 


VI. 9. Abgeordnetei Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Reichmann Schlachtvieheinfuhren aus Ungarn, welche be- 

sonders dem Schlachtviehgroßmarkt Stuttgart 
zugeführt werden, dort erhebliche Absatz- 
und Preisschwierigkeiten verursachten? 
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Schriftliche Antwort des Bundesministers Schwarz 
vom 19. Juli 1965 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Zufuhren von unga- 
rischen Rindern in Stuttgart im ersten Halbjahr 1965 erheblich 
größer waren als im gleichen Zeitraum des Vorjahres (siehe nach- 
stehende Angaben). 

Zufuhren von Auslandsrindern zum Stuttgarter Markt 
Stück 



1964 

1965 

Januar 

2 167 

917 

Februar 

618 

582 

März 

95 

2 615 

April 

306 

3 830 

Mai 

1 399 

4 327 

Juni 

1 832 

4 740 

Sa. 1. Halbjahr 

6 417 

17011 

1. Juliwoche 

447 

1 844 

2. Juliwoche 

123 

693 


Generell hat die Liberalisierung der Schlachtrindereinfuhr auf 
Grund der EWG-Verordnung Nr. 14/64 zu einem Anwachsen der 
Importe — so auch aus Ungarn — geführt. Der steigende Anfall 
ungarischer Rinder am Markt Stuttgart ist außerdem eine Folge 
der z. T. unterschiedlichen Auslegung der tierseuchenrechtlichen 
Bestimmungen der Veterinärbehörden in Bayern und Baden- 
Württemberg gewesen. 

Die Preissituation am Stuttgarter Schlachtrindermarkt war in 
den abgelaufenen Monaten jedoch nicht ungüstiger als im übri- 
gen Bundesgebiet. Der durchschnittliche Schlachtrinderpreis in 
Stuttgart betrug im ersten Halbjahr 1965 275,60 DM je 100 kg 
Lebendgewicht und lag um 1,80 DM niedriger als im Bundes- 
durchschnitt. 1964 betrug der Abstand im gleichen Zeitraum — 
3,20 DM. 

Es ist darauf hinzuweisen, daß von den Mehranlieferungen 
auf dem Stuttgarter Markt nur ein relativ kleiner Prozentsatz 
des Fleisches (15Vo) in Baden-Württemberg geblieben ist, wäh- 
rend das Gros des Fleisches in die Verbrauchszentren des 
Rhein-Main- und des Ruhrgebietes ging. 


VI 10, Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
Reichmann die Schlachtvieheinfuhren aus Ungarn für die 

viehhaltcnde Landwirtschaft Süddeutschlands 
erhebliche Erlösminderungen entstanden, ohne 
Preisvorieile für die Verbraucher, weil die 
Stuttgarter Preisnotierungen für die Viehver- 
käufe im Land preisbestimmend sind? 

Schriftliche Antwort des Biindesministers Schwarz 
vom 19. Juli 1965 

Von Erlösminderung kann m. E. keine Rede sein. Die Schlacht- 
rinderpreise am Stuttgarter Markt lagen im ersten Halbjahr 1965 
um 15®/o über dem Vorjahresstand, während im Bundesdurch- 
schnitt nur eine Preissteigerung von 14®/o zu verzeichnen ist. 

Die Verbrauchspreise für Rindfleisch in Baden-Württemberg 
(Rindfleisch zum Schmoren) sind auf Grund der Ermittlungen des 
Statistischen Bundesamtes im ersten Halbjahr 1965 um knapp 
14Vü gegenüber dem ersten Halbjahr 1964 gestiegen. 
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VI, 11. Abgeordneter Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 
Reichmann regierung durchzuführen, damit die durch 

Schlachtvieheinfuhren aus Ungarn verursach- 
ten Absatz- und Preisschwierigkeiten behoben 
werden und der Schlachtviehmarkt besonders 
in Stuttgart wieder stabilisiert wird? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Schwarz 
vcm 19. Juli 1965 

Seit Anfang Juli d. J. haben die Zufuhren von ungarischen 
Rindern zum Stuttgarter Markt wesentlich abgenommen, nach- 
dem die Bundesregierung mit den Länderregierungen in Baden- 
Württemberg und Bayern eine Verständigung über die Ausle- 
gung der tierseuchenrechtlichen Bestimmungen erzielt hat. 

Im übrigen verweise ich auf meine Antwort zur Frage VI/9. 


VII. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, nachdem nun 
Faller das Abkommen mit der Schweiz über Soziale 

Sicherheit ratifiziert ist, entsprechend ihrer 
Zusage auf meine Fragen IX/2, 3 und 4 
— Drucksache IV/3254 — nach § 6 Bundes- 
kindergeldgesetz eine Rechtsverordnung zu 
erlassen, nach der die Grenzgänger, die in der 
Schweiz keine Kindergeldzahlungen vom 
Bund oder Kanton erhalten, das Kindergeld 
nach deutschem Recht erhalten können? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Claussen 
vom 21. Juli 1965 

Am 2. April 1965 habe ich auf Ihre Frage erklärt, es werde zur 
Zeit geprüft, ob die geringfügigen Lücken, die in der Gewährung 
von Familienbeihilfen für Grenzgänger nach der Schweiz noch 
bestehen, durch eine Rechtsverordnung nach § 6 Abs. 2 des 
Bundeskindergeldgesetzes geschlossen werden können. Das Er- 
gebnis dieser Prüfung wird demnächst vorliegen. Ich werde es 
Ihnen dann unverzüglich mitteilen. 

In acht von neun Grenzkantonen der Schweiz werden Familien- 
zulagen nach kantonalem Recht gewährt. Meines Wissens gelten 
diese Regelungen sämtlich auch für Arbeitnehmer, deren Kinder 
außerhalb der Schweiz — z. B. in der Bundesrepublik Deutsch- 
land - — leben. Kürzlich ist nun auch in dem neunten Grenzkanton, 
in Appenzell a. Rh., ein Gesetz über Familienzulagen beschlossen 
worden, das nächstens in Kraft treten soll. Die deutschen Grenz- 
gänger sind auch in diesem Gesetz berücksichtigt. 

Ich darf darauf hinweisen, daß das deutsch-schweizerische Ab- 
kommen über Soziale Sicherheit vom 25. Februar 1964 nadi seinem 
Artikel 48 Abs. 2 erst nach dem Austausch der Ratifikationsur- 
kunden in Kraft tritt. Wann dieser Austausch stattfinden kann, 
läßt sich noch nicht übersehen. 
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VIII. Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für Verkehr 

VIII. 1. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, ob 
Biechele für die Umgehung Mühlhausen der Bundes- 

straße 33 vor allem im Hinblick auf den 
Ferien-Reiseverkehr besondere Sicherheits- 
maßnahmen erforderlich sind, nachdem die 
Verkehrsunfallstatistik des Landespolizei- 
Kreiskommissariats Konstanz besorgniserre- 
gende Zahlen und Fakten festgestellt hat (vgl. 
„ Südkurier'' Nr. 121, Singener Ausgabe, vom 
28. Mai 1965 und Fragestunde der 193. Sitzung 
des Deutschen Bundestages vom 25. Juni 1965, 
Stenographischer Bericht S. 9779 f.)? 

Sdiriftlidie Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 21. Juli 1965 

Auf der Bundesstraße 33 haben sich westlich von Mühlhausen 
mehrere Unfälle ereignet, die vom Landespolizei-Kreiskommis- 
sariat Konstanz mit der Fahrbahnbeschaffenheit in Zusammen- 
hang gebracht wurden. 

Inzwischen ist das hier beobachtete „Schwitzen" der Fahrbahn- 
decke durch das Aufbringen eines leichten Rauhbelages beseitigt 
worden, wodurch Ihren Anregungen, lieber Herr Kollege Biechele, 
voll entsprochen wurde. Nachdem die eigentlichen Unfallursachen 
jedoch in der überhöhten Fahrgeschwindigkeit der Verkehrsteil- 
nehmer sowie in der Durchführung von Überholmanövern an 
dazu ungeeigneten Stellen zu erblicken sind, bin ich mit Ihnen 
der Auffassung, daß die Frage von zusätzlichen Sicherheitsmaß- 
nahmen verkehrspolizeilicher Art — insbesondere während der 
kommenden Reisezeit — noch näher geprüft werden sollte. 

Diese Überprüfung liegt jedoch in der alleinigen Zuständigkeit 
des Innenministeriums Baden-Württemberg in Stuttgart, an das 
Sie sich in dieser Angelegenheit bereits gewandt haben. Deshalb 
bin ich sicher, daß dort die erforderlichen Untersuchungen vorge- 
nommen und die etwa notwendigen Maßnahmen noch rechtzeitig 
getroffen werden. 


VIII. 2. Abgeordneter Trifft die Behauptung der „Neuen Zürcher Zei- 
Dr. Kohut tung" vom 5. Juli 1965 zu, nach der das Bun- 

desverkehrsministerium im Mai 1965 in bezug 
auf die Interzonenschiffahrt schriftlich erklärt 
haben soll, „die westdeutsche Seite stimme 
mit der DDR darin überein, daß die Ersetzung 
der alten besatzungsrechtlichen Vorschriften 
durch neue Bestimmungen wünschenswert 
wäre"? 

Sdiriftlidie Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 21. Juli 1965 

Weder im Mai 1956 (die Zeitangabe: Mai 1965 beruht offenbar 
auf einem Schreibfehler) noch zu einem anderen Zeitpunkt hat 
das Bundes Verkehrsministerium erklärt, „die westdeutsche Seite 
stimme mit der ,DDR' darin überein, daß die Ersetzung der alten 
besatzungsrechtlichen Vorschriften durch neue Bestimmungen 
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wünschenswert wäre". Eine solche Erklärung hätte im Wider- 
spruch zu der vom Bundesverkehrsministerium stets vertretenen 
Auffassung gestanden, daß der Interzonen- und Berlinverkehr 
auf dem Wasserweg auf Vier-Mächte-Vereinbarungen beruht, 
die nicht der Dispositionsbefugnis der deutschen Behörden unter- 
liegen. Dem steht nicht entgegen, daß als Folge des am 20. Ok- 
tober 1955 zwischen der UdSSR und der SBZ geschlossenen 
Vertrages, in dem u. a. die Ausgabe und Ausfertigung der Per- 
mits auf sowjetzonale Dienststellen übertragen worden ist, die 
britischen Behörden Zuständigkeiten technischer Art der Wasser- 
und Schiffahrtsdirektion Hamburg übertragen haben. Die der 
Wasser- und Schiffahrtsdirektion Hamburg delegierten Befug- 
nisse beschränkten sich jedoch auf die technische Abwicklung des 
Verfahrens bei der Ausstellung der Permits. Die Verantwortung 
für das Funktionieren des Verfahrens lag und liegt weiterhin 
bei den vier alliierten Mächten. 

Auch in der Folgezeit war das Bemühen des Bundesverkehrs- 
ministeriums darauf gerichtet, weitere Erleichterungen bei der 
Ausstellung der Permits sowie bei der Abfertigung zu schaffen. 
Es sind indessen niemals Erleichterungen erwogen worden, die 
ihre Grundlage nicht in den geltenden Vier-Mächte-Abkommen 
gefunden hätten. 


Vlll 3. Abgeordneter Kann der Bundesverkehrsminister seinen Ein- 
Dr. Kliesing fluß dahin geltend machen, daß die Trassen- 

(Honnef) führung der EB 42 und der L 16 in der Ge- 

meinde Meindorf (Siegkreis) im Planfeststel- 
lungsverfahren gemeinsam behandelt wird? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 21. Juli 1965 

Die Entwurfsunterlagen für die in der Baulast des Bundes zu 
erstellende EB 42 in der Gemeinde Meindorf sind bereits rechts- 
kräftig planfestgestellt. Eine Rückfrage bei der Straßenbauver- 
waltung des Landes Nordrhein-Westfalen nach dem Stand der 
Planungen für eine Umgehungsstraße Meindorf im Zuge der L 16 
hat ergeben, daß hierfür bislang nur erste Vorstellungen be- 
stehen, die jedoch planerisch noch nicht bearbeitet sind. Bei der 
damit gegebenen Sachlage scheidet eine gemeinsame Behand- 
lung der beiden Planungen aus. Auch wenn es sich um eine 
gleichzeitige Planung handeln würde, müßten für beide Maßnah- 
men wegen unterschiedlicher Zuständigkeiten getrennte Plan- 
feststellungsverfahren, einmal nach dem Bundesfernstraßenge- 
setz und zum anderen nach dem Landesstraßengesetz durchge- 
führt werden. 


VIII. 4. Abgeordneter 

Dr. Kliesing 
(Honnef) 


Kann der Bundesverkehrsminister darauf Ein- 
fluß nehmen, daß die Planung der L 16 durch 
die Gemeinde Meindorf nicht zur Schaffung 
eines neuen Gefahrenpunktes besonders für 
die Schüler der Meindorfer Volksschule führt? 


VIIL 5. Abgeordneter 

Dr, Kliesing 
(Honnef) 


Kann sich der Bundesverkehrsminister für die 
in der Gemeinde Meindorf vorgeschlagene 
Trassenführung der L 16, die eine südliche 
Umgehung der geschlossenen Ortslage vor- 
sieht, einsetzen? 
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Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 21. Juli 1965 

Da es sich bei der L 16 um eine Landesstraße handelt, für die 
ausschließlich das Land Nordrhein-Westfalen zuständig ist, kann 
sich der Bundesminister für Verkehr in die Planung einer Um- 
gehungsstraße Meindorf im Zuge der L 16 nicht direkt einschalten. 
Eine gewisse Einflußnahme könnte nur auf kollegialer Basis 
erfolgen. 

Vom Land Nordrhein-Westfalen wird noch darauf hingewiesen, 
daß die nach den festgestellten Plänen der EB 42 vorgesehene 
örtlidi begrenzte Verlegung der L 16 in ihrem Kreuzungsbereidi 
unmittelbar westlich der bestehenden Bahnunterführung in kei- 
nem Zusammenhang steht mit der Planung einer neuen Umge- 
hungstraße Meindorf. Durch die kurze Verlegung der L 16 beim 
Neubau der EB 42 werden die Verkehrsverhältnisse im Bereich 
der etwa 700 m entfernt liegenden Schule in Meindorf nichit ver- 
ändert. 


IX. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung 

IX. 1. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung aller 
Weigl Kenner der Verhältnisse, daß die Abwande- 

rung von jungen qualifizierten Fachkräften 
aus dem ostbayerischen Grenzraum überwie- 
gend auf gute Wohnungsangebote in den Bal- 
lungsräumen der Bundesrepublik zurückzu- 
führen ist? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Ernst 
vom 22. Juli 1965 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß aus großen Teilen des 
Zonenrandgebietes, insbesondere auch aus dem ostbayerischen 
Grenzraum, gerade junge qualifizierte Fachkräfte in überlastete 
Verdichtungsräume abwandern. 

Dieser Vorgang erklärt sich nicht allein aus der mangelnden 
Wohnraumversorgung am bisherigen Wohnsitz, sondern aus 
vielerlei anderen Gründen, z. B. besseren Verdienstmöglichkei- 
ten, besseren Ausbildungsmöglichkeiten für die Kinder, der 
Möglichkeit, nahegelegene kulturelle Einrichtungen zu nutzen, 
besserer ärztlicher Versorgung u. a. m. Um das Wohnungs- 
problem lösen zu helfen, hat der Bund zu Beginn dieses Rech- 
nungsjahres die bereits in den Vorjahren zusätzlich zu den all- 
gemeinen den Ländern für den Wohnungsbau zur Verfügung 
stehenden Förderungsmitteln für die Zonenrandgebiete bereit- 
gestellten Sondermittel zur Durchführung des Facharbeiterwoh- 
nungsbaues von jährlich 7 Millionen DM auf 14 Millionen DM 
verdoppelt; hiervon ist bisher ein Betrag von 10 Millionen DM 
an die Zonenrandländer verteilt. 

Dem Land Bayern sind von den Bundessondermitteln unmittel- 
bar nach Inkrafttreten des Haushaltsgesetzes 1965 mit Schreiben 
vom 6. April 1965 entsprechend dem Verteilungsschlüssel der 
Vorjahre zunächst 2,5 Millionen DM bereitgestellt worden. Die 
restlichen 4 Millionen DM werden — sobald die Bedarfsmeldun- 
gen der Zonenrandländer vorliegen — zur Verfügung gestellt. 
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Unabhängig hiervon ist im Wohnungsbaugesetz 1965, das am 
1. September 1965 in Kraft tritt, ausdrücklich bestimmt, daß aus 
den zukünftig jährlich in Höhe von 210 Millionen DM gleich- 
bleibend bereitgestellten allgemeinen Bundeswohnungsbaumitteln 
auch die Förderung des Wohnungsbaues im Zonenrandgebiet zu 
berücksichtigen ist. 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß unter 
den qualifizierten Fachkräften im Zonenrand- 
und Bundesausbaugebiet der Oberpfalz erheb- 
liche Unruhe herrscht, da praktisch keine 
Aussichten auf Erhalt der staatlichen Woh- 
nungsbaumittel bestehen, nachdem bis Mitte 
Juli noch nicht einmal alle Anträge kinder- 
reicher Familien bzw, ausgesprochene Woh- 
nungsnotstände in der Zuteilung der Mittel 
berücksichtigt worden sind? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Ernst 
vom 22. Juli 1965 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Bezirksregierungen 
von Niederbayern, Oberfranken, Unterfranken und der Ober- 
pfalz das Wohnungsbauförderungsprogramm 1965 des Landes 
Bayern im Zonenrandgebiet bereits voll erfüllt haben und hierbei 
nicht alle Anträge Berücksichtigung finden konnten. Die Bezirks- 
regierungen haben deshalb bei der Bayerischen Staatsregierung 
einen erheblichen Mehrbedarf angemeldet, um den Darlehens- 
anträgen qualifizierter Fachkräfte im Zonenrandgebiet und Bun- 
desausbaugebiet möglichst nachkommen zu können. Die Baye- 
rische Staatsregierung hat sich daraufhin bereit gefunden, die 
weiteren Landesmittel in Höhe von 8 440 000 DM zur struktu- 
rellen Verbesserung der Grenzgebiete und zur Verhinderung 
der Abwanderung von Facharbeitern und Schlüsselkräften zur 
Verfügung zu stellen. Um das Programm in dem vorgesehenen 
Umfang durchführen zu können, hat die Bayerische Staatsregie- 
rung außerdem die Bereitstellung weiterer Bundesmittel bean- 
tragt. Über den Antrag, der am 20. Juli 1965 hier eingegangen ist, 
wird umgehend entschieden werden. Mit der Bereitstellung von 
zusätzlichen Bundesmitteln aus dem vorerwähnten noch unver- 
teilten Restbeträge von 4 Mio DM für Bayern von mindestens 
1 Million DM ist zu rechnen. Ob dem Land Bayern darüber hinaus 
noch weitere Sondermittel für den Facharbeiterwohnungsbau 
bewilligt werden können, richtet sich nach den noch nicht vor- 
liegenden Bedarfsanforderungen der übrigen Zonenrandländer. 


IX. 2. Abgeordneter 

Weigl 


IX. 3. Abgeordneter Welche Einwirkungsmöglichkeiten hat die 
Weigl Bundesregierung, um sicherzustellen, daß 

ihre eigene Wohnungsbaupolitik auch auf der 
unteren Verwaltungsebene konsequent durch- 
geführt wird, d. h. daß jeder Bewerber, der 
die Voraussetzungen erfüllt und seinen An- 
trag im vorigen Jahr eingebracht hat, schnell- 
stens einen Bewilligungsbescheid erhält und 
— was zumindest die Zonenrand- und Bundes- 
ausbaugebiete betrifft — Verzögerungen in 
der Genehmigung von Darlehnsanträgen über 
das Frühjahr hinaus ab 1966 abgestellt wer- 
den? 
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Schriftiidie Antwort des Staatssekretärs Dr. Ernst 
vom 22. Juli 1965 

Nach den Bestimmungen des Grundgesetzes gehört die Durch- 
führung der Maßnahmen auf dem Gebiete des Bau-, Wohnungs- 
und Siedlungswesens einschließlich der Gewährung öffentlicher 
Darlehen zur Förderung des Wohnungsbaues zum Aufgaben- 
bereich der Länder. Auch die für die Förderung des Facharbeiter- 
wohnungsbaues im Zonenrandgebiet bereitgestellten Bundesmit- 
tel werden von hier aus auf die Länder verteilt. 

Die Bundesregierung hat keinen Anlaß zu der Annahme, daß 
die Bundeswohnungspolitik von den unteren Verwaltungsbe- 
hörden im Lande Bayern nicht sachgerecht durchgeführt wird. 
Die Bewilligungsstellen können den Darlehensanträgen nur im 
Rahmen der ihnen zugewiesenen Wohnungsbaumittel stattge- 
ben. Mit der Bereitstellung der weiteren Bundes- und Landes- 
mittel dürften im Rahmen des Möglichen Verzögerungen bei der 
Bewilligung von Darlehensanträgen im Zonenrand- und Bundes- 
ausbaugebiet jedoch nicht zu besorgen sein. 


X. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wissenschaftliche Forschung 

K. 1. Abgeordneter Wie hoch sind im Mittel die laufenden Ver- 
Dr. Dichgans waitungs- und Betriebskosten der wissen- 

schaftlichen Hochschulen (unter Ausschluß der 
Verzinsung und Abschreibung der Anlagen) 
je Student und Jahr? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Cartellieri 
vom 22. Juli 1965 

Aus der beigefügten Übersicht V) ergeben sich die Zuschüsse 
der öffentlichen Haushalte zu den fortdauernden Ausgaben der 
Hochschulen (ohne Kliniken) und der Technischen Hochschulen 
für die Jahre 1959 bis 1964. Aus der Übersicht 2*) ergibt sich die 
Zahl der Studierenden im gleichen Zeitraum. Es ist jedoch aus 
zwei Gründen nicht möglich, durch Division des Zuschußbedarfs 
der Hochschulen durch die Zahl der Studierenden die mittleren 
Kosten eines Studienplatzes zu errechnen. Einmal würde hierbei 
übersehen, daß ein erheblicher Teil des Zuschußbedarfs unserer 
Hochschulen nicht allein durch ihre Lehr- und Ausbildungsauf- 
gaben, sondern in ungleich höherem Maße durch ihre mit der 
akademischen Lehre eng verbundene Forschungsaufgabe ver- 
anlaßt wird. Die wissenschaftliche Forschung wird in Deutschland 
zu einem erheblichen Teil an den wissenschaftlichen Hochschulen 
durchgeführt. Der Staat finanziert die Lehr- und die Forschungs- 
aufgaben der Hochschulen, ohne die fortdauernden und einma- 
ligen Ausgaben nach Lehre und Forschung getrennt auszuweisen. 
Das Problem einer statistischen Trennung der Aufwendungen für 
Forschung und Lehre ist noch nicht gelöst. Ausländische Versuche 
einer Lösung können auf die deutschen Verhältnisse nicht ohne 
weiteres übertragen werden. 

Der Bundesbericht Forschung I teilt in einer groben Schätzung 
bei den Hochschulen (ohne Kliniken) die Aufwendungen für For- 
schung und Entwicklung einerseits und Lehre andererseits im 
Verhältnis 1 : 1 (Drucksache IV/2963 S. 142 ff.), um auf diese 
Weise eine Vergleichbarkeit der deutschen Aufwendungen für 
Forschung und Entwicklung mit ausländischen Statistiken zu er- 
reichen. Ob diese Schätzung der Ausgabenanteile auch einer 

*) siehe Anlage 
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Studienplatzberechnung zugrunde gelegt werden kann, erscheint 
fraglich. Die Kosten eines Studienplatzes sind in den verschiede- 
nen Fachrichtungen sehr unterschiedlich. Es kommt daher ent- 
scheidend darauf an, in welcher Fakultät sich die Studienplätze 
durch eventuelle Studienzeitverkürzung vermindern. Die Kosten 
eines Studienplatzes wären zwar theoretisch berechenbar, sind 
jedoch ohne nähere Definition der Art des Studienplatzes ohne 
Aussagewert. Gerade aber differenzierte Studienplatzkostenbe- 
rechnungen liegen zur Zeit noch nicht vor. 


X, 2. Abgeordneter Wie viele der rund 250 000 Studienplätze an 
Dr. Dichgans deutschen wissenschaftlichen Hochschulen 

würden frei, wenn es gelänge, die Studien- 
zeiten wieder auf die um 1949 übliche Dauer 
zurückzuführen? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Cartellieri 
vom 22. Juli 1965 

Die 1949 übliche Studiendauer könnte nur nach unverhältnis- 
mäßig schwierigen Erhebungen und dann wahrscheinlich auch nur 
durch theoretische Modellrechnungen geschätzt werden. Die Zahl 
der abgelegten Fadisemester wird in der Hochschulprüfungssta- 
tistik erst seit 1959 ausgewiesen. Auch aus der vorliegenden 
Literatur waren genaue Angaben nicht zu ermitteln (insbesondere 
Cäcilie Quetsch, „Die zahlenmäßige Entwicklung des Hochschul- 
besuchs in den letzten fünfzig Jahren", Springer I960; Jürgen 
Hillig, „Lehrerbestand und Lehrernachwuchs der Gymnasien in 
der Bundesrepublik", Diss. jur., Köln 1964). Nach vorliegenden 
Schätzungen und Angaben einzelner Universitätsverwaltungen 
waren die Studienzeiten 1949 in bestimmten Fächern (zum Bei- 
spiel den Lehramtsfächern der Philosophischen Fakultäten) nie- 
driger als heute. Auf die Ausführungen im Bundesbericht For- 
schung I, S. 80, wird Bezug genommen. 

Es kann nach den vorliegenden Unterlagen einzelner Univer- 
sitätsverwaltungen ferner davon ausgegangen werden, daß der 
einzelne Studienplatz etwa in Fächern der Theologischen oder 
Juristischen Fakultäten wesentlich geringerer öffentlicher Zu- 
schüsse bedarf als in naturwissenschaftlichen Fächern. Es wäre 
deshalb nicht sinnvoll, die durch freiwerdende Studienplätze 
eventuell eingesparten Kosten ohne Rücksicht auf die Fachrich- 
tung zu bestimmen. 

Die Zahl freiwerdender Studienplätze ist ferner von den Maß- 
nahmen abhängig, mit welchen die Studienzeitverkürzung erreicht 
werden soll: von diesen Maßnahmen wird es abhängen, wann 
die Verkürzung wirksam zu werden beginnt und wieviel Aus- 
nahmen es von der regelmäßigen Studiendauer geben wird. 
Ohne nähere Angaben hierzu läßt sich daher die Frage 2 nicht 
vollständig beantworten. 


X, 3. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, in Verhand- 
Dr. Dichgans lungen mit der Konferenz der Kultusminister 

unter Hinweis auf die Verkürzung der Aus- 
bildungszeit der juristischen Referendare eine 
ähnliche Verkürzung auch für die Studienrefe- 
rendare anzuregen, etwa in der Form, daß die 
Assessorenprüfung am Ende des ersten Refe- 
rendarjahres abgenommen und das zweite Re- 
ferendarjahr durch ein vollbezahltes Ausbil- 
dungsjahr als Ausbildungsassessor ersetzt 
wird? 


17 



Drucksache IV/ 3753 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Cartellieri 
vom 22. Juli 1965 

Die Bundesregierung begrüßt jeden Vorschlag, der auf eine 
sachgerechte Abkürzung der Ausbildungsdauer gerichtet ist, und 
sie wird sich wie bisher schon im Zusammenwirken mit den 
Ländern um die Verwirklichung solcher Vorschläge bemühen. 
Sie kann jedoch wegen der weitreichenden beamtenrechtlichen 
Folgen, die in Bund und Ländern bei einer Neuregelung der 
Studienreferendarausbildung auftreten können, zu dem Vorschlag 
im Augenblick noch nicht abschließend Stellung nehmen. 

Die Bundesregierung unterstützt alle Bestrebungen, die Stu- 
dienzeiten zu verkürzen, um damit dem jungen Akademiker eher 
als zur Zeit den Eintritt in das Berufsleben zu ermöglichen. 


XL Geschäftsbereich des Bundessdhatzministers 

XI, 1. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Dorn die berechtigten Wünsche der Stadt Bonn nach 

einer baldigen Gesamtplanung von Bundesein- 
richtungen zu erfüllen, soweit sie für den 
Bonner Bereich in Frage kommen? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Kattenstroth 
vom 21. Juli 1965 

Das Bundesschatzministerium hat im Rahmen seiner Aufgabe 
als Bauressort des Bundes seit geraumer Zeit planerische Über- 
legungen für bauliche Anlagen der obersten Bundesbehörden im 
Bereich ihres gegenwärtigen Sitzes angestellt. Es hat bei solchen 
Überlegungen, die nicht nur das Gebiet der Stadt Bonn betreffen, 
stets engsten Kontakt mit allen zuständigen Fachdienststellen 
— besonders auch denen der Stadt Bonn — gehalten. Die vor- 
handenen Pläne hinsichtlich von Gebäuden für den Deutschen 
Bundestag und den Bundesrat sind bereits in einer nicht-öffent- 
lichen Sitzung des Bonner Stadtrates behandelt worden. 

Das Bundesschatzministerium wird bemüht sein, auf baufach- 
lichem und planerischem Gebiet die Zusammenarbeit mit der 
Stadt Bonn — wie auch mit den anderen beteiligten Kommu- 
nen — fortzuführen und so eng wie möglich zu gestalten. In diese 
Zusammenarbeit ist das Problem der Gesamtplanung von Bundes- 
einrichtungen, zu deren Verwirklichung es allerdings auch noch 
parlamentarischer Entscheidungen bedarf, einbezogen. 


XL 2. Abgeordneter Wie weit sind die Kauf- und Finanzierungs- 

Dorn Verhandlungen für das Bonner Gronau-Ge- 

lände gediehen? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Kattenstroth 
vom 21. Juli 1965 

In Ergänzung der Ausführungen, die Herr Bundesminister Dr. 
Dollinger mit Schreiben vom 26. Februar 1965 in Beantwortung 
Ihrer Anfrage zum gleichen Gegenstand gemacht hat (s. Steno- 
graphischer Bericht der 170. Sitzung S. 8595 D), teile ich Ihnen 
mit, daß inzwischen zahlreiche Verhandlungen wegen des für das 
geplante Bauvorhaben des Deutschen Bundestages benötigten 
Gronau-Geländes geführt worden sind. Unter anderem fanden 
in dieser Angelegenheit Ministerbesprechungen mit dem Herrn 
Bundestagspräsidenten und dem Herrn Oberstadtdirektor der 
Stadt Bonn statt. In den Verhandlungen sind Fortschritte erzielt 
worden. 
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XIL Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Gesundheitswesen 

XII. 1. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung in der Anreidie- 
Riedel (Frankfurt) rung von Trinkwasser mit Fluor einen Vor- 
gang natürlicher Wertverbesserung oder den 
einer Zusetzung von Fremdstoffen? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Bargatzky 
vom 21. Juli 1965 

Der Zusatz von Fluor zu Trinkwasser ist lebensmittelreditlidi 
der Zusatz eines „fremden Stoffes", der auf Grund des Verbotes 
in § 4 a des Lebensmittelgesetzes gegebenenfalls zugelassen 
werden müßte. 


XIL 2. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die Erkenntnisse der 
Riedel (Frankfurt) Zahnmedizin über die günstige Gegenwirkung 
auf die Bildung von Zahnkaries auch nach 
den bereits in der Bundesrepublik gemachten 
Erfahrungen für gesichert? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Bargatzky 
vom 21. Juli 1965 

Die in der Bundesrepublik bisher gewonnenen wissenschaft- 
lichen Erkenntnisse reichen noch nicht aus, um zu einer abschlies- 
senden Beurteilung darüber zu gelangen, ob der Zusatz von Fluor 
zu Trinkwasser als geeignet angesehen werden kann, der Bildung 
von Karies vorzubeugen. Ich darf insoweit auf die Beantwortung 
der Frage der Abgeordneten Frau Dr. Diemer-Nicolaus am 11. Ok- 
tober 1962 (Protokoll des Deutschen Bundestages, 4. Wahlperiode, 
40. Sitzung 1708 (C) Bezug nehmen. Um weitere Erfahrungen zu 
gewinnen, habe ich am 13. Juli 1965 die in Kassel-Wahlershausen 
laufenden Versuche, Trinkwasser zu fluoridieren, um ein weiteres 
Jahr verlängert. Die Versuchsgenehmigung ist seinerzeit nach 
Anhörung des Bundesgesundheitsamtes und unter Befürwortung 
des hessischen Ministers für Arbeit, Volkswohlfahrt und Ge- 
sundheitswesen auf Grund des § 20 a des Lebensmittelgesetzes 
erteilt worden. Ein Ergebnis über die bisherigen Versuche liegt 
mir noch nicht vor. 


XIL 3. Abgeordneter Welche Maßnahmen erwägt die Bundesregie- 
Riedel (Frankfurt) rung, um im Verordnungswege oder durch 
Gesetzesinitiative den Gebrauch der Anrei- 
cherung des Trinkwassers mit Fluor zu ermög- 
lichen? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Bargatzky 
vom 21. Juli 1965 

Nach Vorliegen gesicherter Ergebnisse wird zu erwägen sein, 
ob ein Zusatz von Fluor zu Trinkwasser allgemein befürwortet 
werden könnte. Ich beabsichtige, hierzu noch den Bundesgesund- 
heitsrat zu gegebener Zeit um eine gutachtliche Stellungnahme 
zu bitten. 


Bonn, den 19. Juli 1965 
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Anlage zu Frage X/1 


Bad Godesberg, Juli 1965 


Übersicht 1 


Fortdauernde Ausgaben der Wissenschaftlichen Hochschulen im 
Bundesgebiet und Berlin (West) 

(einschließlich Versorgungs- und Emeritenbezüge ) 

1959 bis 1964 in Millionen DM 



Fortdauernde Ausgaben 

Zuschüsse des Bundes, der Länder 
und der Gemeinden 

Jahr 2) 

Universitäten 

ohne 

Kliniken ü 

Techn. 

Hodi- 

schiilen 

Ins- 

gesamt 

Universitäten 

ohne 

Kliniken 

Techn. 

Hoch- 

schulen 

Ins- 

gesamt 

1959 

383,5 

172,7 

556,2 

316,4 

125,0 

441,4 

1960 

329,5 

155,6 

485,1 

277,6 

118,5 

396,1 

1961 

485,8 

223,8 

709,6 

410,5 

164,9 

575,4 

1962 

580,8 

277,4 

858,2 

493,6 

207,7 

701,3 

1963 

712,1 

344,5 

1056,6 

615,8 

288,2 

904,0 

1964 

822,5 

407,2 

1229,7 

719,2 

335,8 

1055,0 


’) Versorgungs- und Emeritenbezüge geschätzt 

'5 1959 bis 1962 Ist-Ergebnisse, 1963 und 1964 Soll 

J einschließlich Landwirtsdiaftliche Hochschule Hohenheim, Wirtschaftshochschule 
Mannheim, Tierärztliche Hochschule Hannover, staatliche Philosophisch-Theolo- 
gische Hochschulen, Medizinische Akademie Hannover, Medizinische Aka- 
demie Düsseldorf 

Quelle: Wissenschaftsrat und Erhebung des Bandesministeriums für wissen- 
schaftliche Forschung 


Übersicht 2 


Die Studierenden 

an den Wissenschaftlichen Hochschulen im 
Bundesgebiet und Berlin (West) 
im Sommersemester 1959 bis 1964 



Studierende ") 

Sommer- 

Insgesamt | 


davon 


Semester 

Zahl 

1959=100 

Deutsche 

Ausländer 


Zahl 

1959=100 

Zahl 

1959- 100 

1959 

190 719 

100,0 

174 105 

100,0 

16614 

100,0 

1960 

207 702 

108,9 

189 306 

108,7 

18 396 

110,7 

1961 

224 167 

117,5 

204 342 

117,4 

19 825 

119,3 

1962 

242 128 

127,0 

220 889 

126,9 

21 239 

127,8 

1963 

255 673 

134,1 

234 105 

134,5 

21 568 

129,8 

1964 

266 449 

139,7 

244 517 

140,4 

21 932 

132,0 


Universitäten, Technische Hochschulen, Wissenschaftliche Hochschulen mit Uni- 
versitätsrang, Philophisch-Theologische und Kirchliche Hodischulen 
ohne Beurlaubte und Gasthörer 

Quelle: Statistisches Bundesamt Fachserie A, Reihe 10, Bildungswesen, V. Hoch- 
schulen (Kleine Hochschulstatistik) 
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